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Änderungsantrag 1
Feleknas Uca

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer -1 (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

-1. fordert die EU und Indien eindringlich 
auf, erneute Anstrengungen zu 
unternehmen, um zu einem umfassenden 
Handelsabkommen zu gelangen, von dem
nicht nur die EU und Indien profitieren 
würden, sondern infolge des 
Multilateralismus auch die internationale 
Gemeinschaft generell;

Or. en

Änderungsantrag 2
Nirj Deva

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. begrüßt es, dass sich die EU und Indien 
auf dem neunten Gipfeltreffen Indien-EU 
am 29. September 2008 verpflichtet haben, 
ihre Konsultationen im Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen zu verstärken und 
ihren Dialog im Hinblick auf die 
Förderung der universellen Geltung der 
Menschenrechte fortzuführen, wie dies in 
dem veröffentlichten Gemeinsamen 
Aktionsplan zum Ausdruck kommt, und 
begrüßt die Ausweitung des Dialogs auf 
die Forschung und die Zusammenarbeit 
in den Bereichen menschenwürdige 
Arbeit, nachhaltige Entwicklung und 
Klimawandel;

1. begrüßt es, dass sich die EU und Indien 
auf dem neunten Gipfeltreffen Indien-EU 
am 29. September 2008 verpflichtet haben, 
ihre Konsultationen im Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen zu verstärken und 
ihren Dialog im Hinblick auf die
Förderung der universellen Geltung der 
Menschenrechte fortzuführen, wie dies in 
dem veröffentlichten Gemeinsamen 
Aktionsplan zum Ausdruck kommt;

Or. en
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Änderungsantrag 3
Juan Fraile Cantón

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. begrüßt es, dass sich die EU und Indien 
auf dem neunten Gipfeltreffen Indien-EU 
am 29. September 2008 verpflichtet haben, 
ihre Konsultationen im Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen zu verstärken und 
ihren Dialog im Hinblick auf die 
Förderung der universellen Geltung der 
Menschenrechte fortzuführen, wie dies in 
dem veröffentlichten Gemeinsamen 
Aktionsplan zum Ausdruck kommt, und 
begrüßt die Ausweitung des Dialogs auf 
die Forschung und die Zusammenarbeit in 
den Bereichen menschenwürdige Arbeit, 
nachhaltige Entwicklung und 
Klimawandel;

1. begrüßt es, dass sich die EU und Indien 
auf dem neunten Gipfeltreffen Indien-EU 
am 29. September 2008 verpflichtet haben, 
ihre Konsultationen im Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen zu verstärken und 
ihren Dialog im Hinblick auf die 
Förderung der universellen Geltung der 
Menschenrechte fortzuführen, wie dies in 
dem veröffentlichten Gemeinsamen 
Aktionsplan zum Ausdruck kommt; betont, 
dass es wichtig ist, eine Verknüpfung 
zwischen dem Ausbau der 
Handelsbeziehungen zwischen der EU 
und Indien und Reformen im Bereich der 
Menschenrechte in Indien vorzusehen,
und begrüßt die Ausweitung des Dialogs 
auf die Forschung und die Zusammenarbeit 
in den Bereichen menschenwürdige Arbeit, 
nachhaltige Entwicklung und 
Klimawandel;

Or. es

Änderungsantrag 4
Feleknas Uca

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. fordert die EU und die indische 
Regierung auf, das Problem der 
Ernährungssicherheit Indiens dadurch 
anzugehen, dass die einheimische 
Nahrungsmittelerzeugung durch den 
Einsatz und die Weiterentwicklung 
umweltgerechter und nachhaltiger 
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Verfahren sowie der vorhandenen
Strukturen und Ressourcen, wie Saatgut, 
Düngemittel und Produktionsmittel,
vorangetrieben wird und eine auf der 
Nutzung der besonderen biologischen 
Vielfalt basierende 
Nahrungsmittelerzeugung gefördert wird;

Or. en

Änderungsantrag 5
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. weist darauf hin, dass trotz eines 
anhaltenden Wirtschaftswachstums nach 
wie vor enorme Ungleichheiten bestehen, 
da über 800 Millionen Menschen mit 
weniger als 2 $ pro Tag auskommen 
müssen; ist in besonderem Maße über die 
Situation der unterprivilegierten 
Bevölkerungsschichten, insbesondere der 
Frauen, Kinder, benachteiligten Gruppen 
und der ländlichen Bevölkerung, besorgt; 
betont die Notwendigkeit, sicherzustellen, 
dass durch das Freihandelsabkommen nicht 
die Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt 
werden, die die indische Regierung zur 
Bekämpfung der Armut und Ungleichheit 
benötigt; fordert die Kommission und den 
Rat auf, mit der indischen Regierung 
zusammenzuarbeiten, um die Situation 
dieser Gruppen zu verbessern, und die 
künftige Zusammenarbeit im Hinblick auf 
ihren Beitrag zur Beseitigung der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
und der Kastenzugehörigkeit zu prüfen;

5. weist darauf hin, dass trotz eines 
anhaltenden Wirtschaftswachstums nach 
wie vor enorme Ungleichheiten bestehen, 
da über 800 Millionen Menschen mit 
weniger als 2 $ pro Tag auskommen 
müssen; ist in besonderem Maße über die 
Situation der unterprivilegierten 
Bevölkerungsschichten, insbesondere der 
Frauen, Kinder, ausgegrenzten Gruppen 
und Opfer von Diskriminierung, wie der 
Dalits und Adivasi, und der ländlichen 
Bevölkerung, besorgt; betont die 
Notwendigkeit, sicherzustellen, dass durch 
das Freihandelsabkommen nicht die 
Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt 
werden, die die indische Regierung zur 
Bekämpfung der Armut und Ungleichheit 
benötigt; fordert die Kommission und den 
Rat auf, mit der indischen Regierung 
zusammenzuarbeiten, um die Situation 
dieser Gruppen zu verbessern, und die 
künftige Zusammenarbeit im Hinblick auf 
ihren Beitrag zur Beseitigung der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
und der Kastenzugehörigkeit im Sinne 
seiner Entschließung vom 1. Februar 
2007 zur Menschenrechtssituation der 
Dalits in Indien zu prüfen;
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Or. en

Änderungsantrag 6
Juan Fraile Cantón

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a neu

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. betont, dass die zunehmende 
Umweltzerstörung in Indien ein Problem 
ist, das sich weiter verschärft und 
unvorstellbare wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Folgen hat, insbesondere für 
die große Anzahl von Indern, die in 
Armut leben; fordert daher mit 
besonderem Nachdruck, dass die 
Zusammenarbeit der EU mit Indien in 
diesem Bereich fortgeführt wird;

Or. es

Änderungsantrag 7
Filip Kaczmarek

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6a. vertritt die Auffassung, dass die EU 
dem KMU-Sektor in Indien besondere 
Beachtung schenken muss, und schlägt 
daher vor, dass die KMU in allen 
Programmen für die 
Entwicklungszusammenarbeit zwischen
der EU und Indien durch Maßnahmen 
gestärkt werden könnten, die zur 
Finanzierung marktorientierter lokaler 
Projekte, die von den Bürgern 
vorgeschlagen werden, beitragen sollen;

Or. en
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Änderungsantrag 8
Frithjof Schmidt

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6a. begrüßt die Förderung lokaler 
wirtschaftlicher Initiativen durch das 
öffentliche Beschaffungswesen der 
indischen Bundesstaaten und 
Gebietskörperschaften; fordert die 
Kommission auf, die Position der 
indischen Regierung in den 
Verhandlungen zu einem 
Freihandelsabkommen mit Indien zu 
akzeptieren und auf alle Forderungen zu 
verzichten, die eine Öffnung des 
Beschaffungsmarktes unterhalb der 
Nationalstaatsebene beinhalten;

Or. de

Änderungsantrag 9
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 8

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

8. fordert, dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und Indien im Bereich 
der Beschäftigungs- und der Sozialpolitik 
auf die Probleme der Diskriminierung der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt, der 
Zwangsarbeit und der Kinderarbeit
konzentriert, und zwar in Anbetracht der 
Tatsache, dass Indien zu den Ländern mit 
der größten Zahl von arbeitenden Kindern 
gehört, die in diesem Land bei ca. 150 
Millionen liegt;

8. fordert, dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und Indien im Bereich 
der Beschäftigungs- und der Sozialpolitik 
auf die Probleme der großen Mehrheit von 
Gelegenheitsarbeitern, die praktisch über 
keinerlei Rechte verfügen, der 
Diskriminierung der Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt, der Dalits und des 
unmenschlichen Leids der vielen 
Millionen von arbeitenden Kindern, die
auch um ihr Recht auf Bildung gebracht 
werden, konzentriert;
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Or. en

Änderungsantrag 10
Juan Fraile Cantón

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 8

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

8. fordert, dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und Indien im Bereich 
der Beschäftigungs- und der Sozialpolitik 
auf die Probleme der Diskriminierung der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt, der 
Zwangsarbeit und der Kinderarbeit 
konzentriert, und zwar in Anbetracht der 
Tatsache, dass Indien zu den Ländern mit 
der größten Zahl von arbeitenden Kindern 
gehört, die in diesem Land bei ca. 150 
Millionen liegt;

8. fordert, dass sich die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und Indien im Bereich 
der Beschäftigungs- und der Sozialpolitik 
auf die Probleme der Diskriminierung der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt, der 
Zwangsarbeit und der Kinderarbeit 
konzentriert, und zwar in Anbetracht der 
Tatsache, dass Indien weltweit zu den 
Ländern mit der größten Zahl von 
arbeitenden Kindern gehört, die in diesem 
Land bei ca. 150 Millionen liegt, um zu 
erreichen, dass die Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) eingehalten werden und das 
„Sozialdumping“ beendet wird;

Or. es

Änderungsantrag 11
Frithjof Schmidt

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 9 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

9a. fordert die Kommission eindringlich 
auf, in den Verhandlungen zu einem 
bilateralen Freihandelsabkommen auf 
einem Vertragskapitel zur nachhaltigen 
Entwicklung zu bestehen, in dem soziale 
und ökologische Mindeststandards 
verbindlich und einklagbar festgesetzt 
werden;
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Or. de

Änderungsantrag 12
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 10

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

10. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
die EU bei der indischen Regierung auf die 
Behebung des Problems der 
Schuldknechtschaft dringen sollte, von 
dem Millionen Menschen in Indien 
betroffen sind; es wird die Auffassung 
vertreten, dass dieses Problem auf Grund 
des mangelnden Willens der behördlichen 
und politischen Instanzen nicht in 
adäquater Weise angegangen wird;

10. weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
die EU bei der indischen Regierung auf die 
Behebung des Problems der 
Schuldknechtschaft dringen sollte, von 
dem Millionen Menschen – die zum 
größten Teil der Gemeinschaft der Dalits
und der Adivasi angehören – in Indien 
betroffen sind; es wird die Auffassung 
vertreten, dass dieses Problem auf Grund 
des mangelnden Willens der behördlichen 
und politischen Instanzen nicht in 
adäquater Weise angegangen wird;

Or. en

Änderungsantrag 13
Feleknas Uca

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 10 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

10a. betont die Notwendigkeit einer 
Diversifizierung der Energieversorgung 
und einer Senkung der 
Treibhausgasemissionen als Bestandteil 
eines Konzepts der nachhaltigen 
Entwicklung;

Or. en
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Änderungsantrag 14
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 11

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

11. fordert die EU eindringlich auf, in den 
internationalen Foren auf ein größeres 
Verantwortungsbewusstsein bei den in 
Indien niedergelassenen ausländischen
Unternehmen hinzuwirken, und fordert 
gleichzeitig mit Nachdruck, dass mit der 
indischen Regierung eine Vereinbarung 
über die Einführung eines wirksamen 
Systems für die Überwachung der 
Einhaltung der Arbeitnehmerrechte in den 
einheimischen und ausländischen 
Unternehmen in Indien erzielt wird.

11. fordert die EU eindringlich auf, auf ein 
größeres Verantwortungsbewusstsein bei 
den in der EU ansässigen Unternehmen, 
die in Indien investieren und Handel mit 
diesem Land betreiben, hinzuwirken, auch 
was deren Verpflichtung zur Einhaltung 
der Arbeitnehmerrechte und der 
Menschenrechte und zum Schutz der 
Umwelt betrifft, und fordert gleichzeitig 
mit Nachdruck, dass mit der indischen 
Regierung eine Vereinbarung über die 
Einführung eines wirksamen Systems für 
die Überwachung der Einhaltung der 
Arbeitnehmerrechte sowie wirksamer 
Maßnahmen erzielt wird, die darauf 
gerichtet sind, Nichtdiskriminierung zu 
gewährleisten und die 
Umweltauswirkungen bei allen 
wirtschaftlichen Tätigkeiten in Indien, an 
denen in der EU ansässige Unternehmen 
beteiligt sind, so gering wie möglich zu 
halten;

Or. en

Änderungsantrag 15
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 11 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

11a. fordert die EU eindringlich auf, in 
ihr Freihandelsabkommen mit Indien 
eine Bestimmung aufzunehmen, mit der
gewährleistet wird, dass Unternehmen aus 
der EU, die in Sonderwirtschaftszonen 
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tätig sind, nicht von der Einhaltung der 
grundlegenden Arbeitnehmerrechte oder 
anderer Arbeitnehmerrechte freigestellt
werden können, welche in den 
Übereinkommen der IAO verankert sind, 
die von Indien ratifiziert wurden;

Or. en

Änderungsantrag 16
Margrete Auken

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 11 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

11b. fordert die EU mit Nachdruck auf, 
dafür zu sorgen, dass bei allen
Investitionen oder anderen Formen der 
wirtschaftlichen Tätigkeit, die in 
einheimischen oder ausländischen 
Unternehmen in Indien erfolgen und die 
negative Auswirkungen auf die 
Existenzgrundlage ländlicher 
Gemeinschaften oder städtischer 
Bevölkerungsgruppen haben, 
angemessene Entschädigungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen auf der 
Grundlage der uneingeschränkten
Beteiligung und Zustimmung der 
betroffenen Bevölkerungsgruppen 
erfolgen.

Or. en
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